
Mandantenfragebogen  

Sehr geehrte(r) Mandant (in), 
 
bitte füllen Sie den folgenden Fragebogen möglichst vollständig aus. Sie beschleunigen 
dadurch die Bearbeitung Ihres Mandates. Vielen Dank für Ihre Mühe! 
 

Angaben zur Person  

Name         Vorname 

evtl. gesetzl. Vertreter        Geburtsdatum  

Nationalität          Familienstand  

Straße, Nr.        PLZ, Ort 

 

Post soll an folgende Adresse  
gesandt werden  
(falls nicht identisch mit o.a. Adresse) 

Telefon (privat)        Mobiltelefon  

Telefon (geschäftlich)       E-Mail  

 

Rechtschutzversicherung  

Versicherungsgesellschaft 

Versicherungsnehmer        Selbstbeteiligung      Nein  Ja, in Höhe  

Anschrift  

 

Versicherungsschein-Nr.        ggf. Schadennummer 

 

Mit meiner Unterschrift bestätige ich die Richtigkeit der o.a. Informationen.  

 

Heilbronn, den  

__________________________________  __________________________________ 

Ort, Datum       Unterschrift  

 

 

 

Vom Anwalt auszufüllen 

 

Verfügung: 

 

☐ Akte anlegen  ____________________ 

☐ Fristen notieren  ____________________ 

☐ Termin eintragen  ____________________ 

☐ Wiedervorlage      ____________________ 

 



 

Allgemeine Mandatsbedingungen 
Anwaltskanzlei Öz, Heilbronn  

(nachfolgend: "Rechtsanwalt") 
 
Der Rechtsanwalt bearbeitet die von ihm übernommenen Mandate zu fol-
genden Bedingungen: 
 
I. Gebührenhinweis 
Es wird gem. § 49 Abs. 5 BRAO darauf hingewiesen, dass sich die anfallenden 
Rechtsanwaltsgebühren nach dem Gegenstandswert berechnen, es sei 
denn, es wurde gem. § 4 RVG eine Vergütungsvereinbarung getroffen. 
Der Mandant wird darauf hingewiesen, dass in arbeitsgerichtlichen Streitig-
keiten außergerichtlich sowie in der ersten Instanz kein Anspruch auf Erstat-
tung der Anwaltsgebühren oder sonstiger Kosten besteht. In solchen Ver-
fahren trägt unabhängig vom Ausgang jede Partei ihre Kosten selbst. Dies 
gilt grundsätzlich auch für Kosten in Verfahren der freiwilligen Gerichtsbar-
keit. 
 
II. Gegenstand der Rechtsberatung und -vertretung 
Die Rechtsberatung und -vertretung des Rechtsanwalts bezieht sich aus-
schließlich auf das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Eine steuerliche 
Beratung und/oder Vertretung ist nicht geschuldet. Sofern die Rechtsange-
legenheit ausländisches Recht berührt, weist der Rechtsanwalt hierauf 
rechtzeitig hin. Steuerliche Auswirkung zivilrechtlicher Gestaltungen hat der 
Mandant durch fachkundige Dritte (z.B. Fachanwalt für Steuerrecht, Steu-
erberater, Wirtschaftsprüfer) zu prüfen. 
Der Rechtsanwalt ist berechtigt, zur Bearbeitung des Mandats fachkundige 
Dritte heranzuziehen. Hierdurch entstehende Zusatzkosten sind rechtzeitig 
mit der Mandantschaft abzustimmen. 
 
III. Pflichten des Rechtsanwalts 
 

1. Rechtliche Prüfung 
Der Rechtsanwalt ist zur sorgfältigen Mandatsführung verpflichtet. Er un-
terrichtet den Mandanten angemessen im jeweils beauftragten Umfang 
über das Ergebnis seiner Bearbeitung. 
 
2. Verschwiegenheit 
Der Rechtsanwalt ist berufsrechtlich zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
Diese Pflicht bezieht sich auf alles, was ihm im Rahmen des Mandats durch 
den Mandanten anvertraut oder sonst bekannt wird. Insoweit steht dem 
Rechtsanwalt ein Zeugnisverweigerungsrecht zu. Über das Bestehen eines 
Mandats und Informationen im Zusammenhang mit dem Mandat darf sich 
der Rechtsanwalt gegenüber Dritten, insbesondere Behörden, nur äußern, 
wenn der Mandant ihn zuvor von seiner Schweigepflicht entbunden hat. 
 
3. Verwahrung von Geldern 
Für den Mandanten eingehende Gelder wird der Rechtsanwalt treuhände-
risch verwahren und – vorbehaltlich Ziff. 7 dieser Bedingungen – unverzüg-
lich auf schriftliche Anforderung des Mandanten an die von ihm benannte 
Stelle ausbezahlen. 
 
4. Datenschutz 
Der Rechtsanwalt wird alle verhältnismäßigen und zumutbaren Vorkehrun-
gen gegen Verlust und Zugriffe unbefugter Dritter auf Daten des Mandanten 
treffen und laufend dem jeweils bewährten Stand der Technik anpassen. 
 
IV. Obliegenheiten des Mandanten 
Zwecks Gewährleistung einer sachgerechten und erfolgreichen Mandatsbe-
arbeitung treffen den Mandanten folgende Obliegenheiten: 
 
1. Informationserteilung 
Der Mandant wird den Rechtsanwalt über alle mit dem Mandatsauftrag zu-
sammenhängenden Tatsachen umfassend und wahrheitsgemäß informie-
ren und ihnen sämtliche mit dem Mandat zusammenhängenden Unterlagen 
und Daten in geordneter Form übermitteln. Der Mandant wird während der 
Dauer des Mandats nur in Abstimmung mit dem Rechtsanwalt mit Gerich-
ten, Behörden, der Gegenseite oder sonstigen Beteiligten Kontakt aufneh-
men. 
Der Mandant informiert den Rechtsanwalt umgehend über Änderungen sei-
ner Anschrift, der Telefon- und Faxnummer, der E-Mail-Adresse etc. und fer-
ner über längerfristige Ortsabwesenheit oder sonstige Umstände, die seine 
vorübergehende Unerreichbarkeit begründen. 

2. Sorgfältige Prüfung von Schreiben der Rechtsanwälte 
Der Mandant wird die ihm von der Kanzlei übermittelten Schreiben und 
Schriftsätze des Rechtsanwalts, die ihm vorab als Entwurf übersandt wor-
den sind, umgehend sorgfältig daraufhin überprüfen, ob die darin enthalte-
nen Angaben zum Sachverhalt wahrheitsgemäß und vollständig sind. Er 
wird den Rechtsanwalt sodann umgehend darüber informieren, ob die 
Schreiben und Schriftsätze in der ihm vorgelegten Fassung an Dritte über-
sandt werden können. 
 
3. Rechtsschutzversicherung 
Soweit der Rechtsanwalt auch beauftragt ist, den Schriftwechsel mit der 
Rechtsschutzversicherung zu führen, wird dieser von der Verschwiegen-
heitsverpflichtung im Verhältnis zur Rechtsschutzversicherung ausdrücklich 
befreit. In diesem Fall versichert der Mandant, dass der Versicherungsver-
trag mit der Rechtsschutzversicherung weiterhin besteht, keine Beitrags-
rückstände vorliegen und in gleicher Angelegenheit keine anderen Rechts-
anwältinnen oder Rechtsanwälte beauftragt sind. 
 
4. Speicherung und Verarbeitung von Daten des Mandanten 
Der Rechtsanwalt ist berechtigt, die ihm anvertrauten Daten des Mandan-
ten im Rahmen des Mandats mit Datenverarbeitungsanlagen zu erfassen, 
zu speichern und zu verarbeiten. 
 
5. Unterrichtung des Mandanten per E-Mail 
Soweit der Mandant dem Rechtsanwalt eine E-Mail-Adresse mitteilt, erklärt 
er sich damit bis auf Widerruf oder ausdrückliche anderweitige Weisung 
einverstanden, dass der Rechtsanwalt ihm ohne Einschränkungen über 
diese E-Mail-Adresse mandatsbezogene Informationen zusendet. Der Man-
dant sichert zu, dass nur er oder von ihm beauftragte Personen Zugriff auf 
die Adresse haben und dass er regelmäßig überprüft. Dem Mandanten ist 
bekannt, dass bei unverschlüsselten E-Mails nur eingeschränkte Vertrau-
lichkeit gewährleistet ist.  
Der Mandant ist verpflichtet, den Rechtsanwalt darauf hinzuweisen, wenn 
Einschränkungen bestehen, etwa das Postfach nur unregelmäßig auf Ein-
gänge überprüft wird. 
 
 6. Zahlungspflicht des Mandanten; Abtretung 
Der Mandant ist verpflichtet, auf Anforderung des Rechtsanwalts angemes-
sene Vorschüsse und spätestens nach Beendigung des Mandats die vollstän-
dige Vergütung des Rechtsanwalts zu bezahlen. Dies gilt auch, wenn Kosten-
erstattungsansprüche gegen Rechtsschutzversicherung, Gegenseite oder 
Dritte bestehen. Der Mandant tritt sämtliche Ansprüche auf Kostenerstat-
tung durch die Gegenseite, Rechtsschutzversicherung oder sonstige Dritte 
in Höhe der Honorarforderung des Rechtsanwalts an diesen ab. Dieser 
nimmt die Abtretung an. Der Rechtsanwalt ist berechtigt, eingehende Zah-
lungen auf offene Honorarforderungen, auch aus anderen Angelegenhei-
ten, zu verrechnen. 
 
7. Aktenaufbewahrung und Vernichtung 
Der Mandant wird darauf hingewiesen, dass Handakten des Rechtsanwalts 
bis auf die Kostenakte und etwaige Titel nach Ablauf von fünf Jahren nach 
Beendigung des Mandats (§ 50 Abs. 2 Satz 1 BRAO) vernichtet werden, so-
fern der Mandant diese Akten nicht in der Kanzlei des Rechtsanwalts vorher 
abholt. Im Übrigen gilt § 50 Abs. 2 Satz 2 BRAO. 
 
8. Geltung dieser Vereinbarung für künftige Mandate 
Die vorstehenden Mandatsbedingungen gelten auch für künftige Mandate, 
soweit nichts Entgegenstehendes schriftlich vereinbart wird. 
 
IV. Schlussbestimmungen 
Die Rechtsunwirksamkeit einer Bestimmung berührt die Rechtswirksamkeit 
der anderen Vertragsteile nicht. Die Vertragspartner verpflichten sich, eine 
unwirksame Bestimmung durch eine wirksame Regelung zu ersetzen, die ihr 
im wirtschaftlichen Ergebnis am nächsten kommt und dem Vertragszweck 
am besten entspricht. 
 
Mit den vorstehenden Allgemeinen Mandatsbedingungen bin ich einver-
standen. 
 

 

 

Heilbronn, den _____________ _______________________

    Unterschrift 


